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SP-Augenblick
Liebe Leserin, lieber Leser

Neues Jahr, neues Glück. Oder doch eher neu-
es Jahr, dieselben Herausforderungen? Mit den 
aktuellen Kriegen, Machtwechseln und damit 
einhergehenden narzisstischen Gebaren stehen 
die Zeichen auf Sturm. Es mag einen erschüt-
tern, ängstigen. Noch vor kurzem hätte man es 
vielleicht nicht für möglich gehalten, dass sich 
das Weltgeschehen in so naher Zukunft von 
einer solch hässlichen Seite zeigt. Man mag ge-
hofft haben, wir hätten aus der Vergangenheit 
gelernt. Doch wenn die Geschichte eines zeigt, 
dann dass sie sich leider immer wiederholt. 

Die Menschen können den Schmerz ihrer Vor-
fahren nicht fühlen. Den Menschen fehlt ein 
kollektives Gedächtnis, wie es im Buch «Der 
Schwarm» von Frank Schätzing beschrieben 
wird. Hätten wir Zugriff auf die Erinnerungen 
von unseren Vorfahren und von anderen Men-
schen, würde einander und der Welt wohl we-
niger Leid zugefügt werden. 

Doch wenn wir versuchen würden, uns in ande-
re hineinzuversetzen, versuchen würden zu spü-
ren was andere fühlen, dann wären wir einem 
kollektiven Gedächtnis wohl schon recht nahe. 

Somit wünsche ich uns allen fürs 2025 das 
Einfühlungsvermögen, um die Sorgen von an-
deren wahrzunehmen, und die Beharrlichkeit, 
dieselben Kämpfe wenn nötig immer wieder zu 
kämpfen. 

Bruno Mathys
Präsident SP Oberburg

Abstimmung vom 9. Februar

Umwelt respektieren
Wir wollen eine Zukunft, in der alle Menschen 
ein gutes Leben führen können: mit lokalen Le-
bensmitteln, einer sauberen Umwelt, stabilen 
Arbeitsplätzen sowie mehr Zeit für Gemein-
schaft statt Stress und Einsamkeit. Doch das 
gegenwärtige, profit- und wachstumsorientierte 
Wirtschaftssystem hat zur Klimakrise und der 
Verschmutzung von Luft, Wasser und Böden 
geführt. Das Streben der Grosskonzerne nach 
Profit setzt die Lebensgrundlagen der Men-
schen aufs Spiel. Deswegen fordern wir einen 
grundlegenden Wandel der Wirtschaft und der 
Gesellschaft.
Mit der Umweltverantwortungsinitiative, über 
die wir am 9. Februar abstimmen können, ma-
chen wir einen wichtigen Schritt in die richtige 
Richtung.

Das fordert die Initiative
Die Umweltverantwortungsinitiative verlangt, 
dass die Schweiz innerhalb von zehn Jahren die 
planetaren Grenzen respektiert. Das bedeutet, 
nur so viele Ressourcen zu nutzen, wie sich 
regenerieren lassen. Damit bleiben die natürli-
chen Lebensgrundlagen der Menschheit erhal-
ten. Die Umsetzung soll sozial gerecht erfolgen, 
damit wir eine lebenswerte Zukunft für alle – 
Menschen und den Planeten – sichern können.

Die wichtigsten Argumente
Die verheerenden Überschwemmungen in der 
Schweiz und mehreren anderen Ländern in die-
sem Jahr, aber auch zahlreiche weitere Extrem-
wetterereignisse weltweit, zeigen uns deutlich: 
Die Klimakrise findet hier und jetzt statt, unsere 
Zukunft ist bedroht.
Verantwortlich für die Zerstörung unserer Le-
bensgrundlagen ist das wachstums- und pro-

Fortsetzung auf Seite 9 
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Atomwaffen verbieten
Die Schweiz soll dem Vertrag zum Verbot von Atomwaffen beitreten. Das fordern wir in einer Initia-
tive. Warum diese wichtig ist, bringt alt SP-Bundesrätin und Mitglied des Initiativkomitees Micheline 
Calmy-Rey auf den Punkt.

Warum braucht es einen Atomwaffenverbotsvertrag?
Die Weltlage ist gefährlich, die Konflikte nehmen zu. Die Welt rüstet auf. Gewisse Staatschefs drohen 
gar mit dem Einsatz taktischer Atomwaffen. Die Welt wird gefährlicher mit vielen Atomwaffen. Denn 
sie schützen niemanden, sondern sind eine der grössten Bedrohungen für die Menschen und unseren 
Planeten. Nur Grossmächte haben die Fähigkeit zum Zweitschlag. Kommt hinzu: Atomwaffen sind 
völlig nutzlos gegen Terrorismus.

Lässt sich die Bedrohung mit einem Verbot eindämmen?
Atomwaffen verstossen gegen das humanitäre Völkerrecht, denn sie machen keinen Unterschied zwi-
schen militärischen und zivilen Zielen. Die atomare Abschreckung bietet keine Sicherheit, dass solche 
Waffen nicht versehentlich oder absichtlich eingesetzt werden. Wir müssen deshalb auf internationale 
Abkommen setzen wie den Atomwaffenverbotsvertrag.

Warum soll die Schweiz dem Abkommen beitreten? Wir besitzen keine Atomwaffen.
Die Schweiz ist die Hüterin der Genfer Konventionen und die Wiege des humanitären Völkerrechts. 
In der Schweizer Tradition setzt man auf Vermittlung, auf Gute Dienste und Abrüstung, nicht auf mi-
litärische Gewalt. Mit dem Beitritt zum Atomwaffenverbotsvertrag bekennt sich die Schweiz zu ihrer 
humanitären Tradition und führt das langjährige Engagement für nukleare Abrüstung fort.

Micheline Calmy-Rey, Alt-Bundesrätin

Bitte Initiative umwendig unterschreiben, herauslösen und zurückschicken an SP Oberburg, 3414 
Oberburg. Vielen Dank!
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fitorientierte Wirtschaftssystem. Grosskonzerne 
setzen alles daran, ihre Profite zu maximieren 
– selbst auf Kosten unserer Umwelt und un-
serer Gesundheit. Dieses Modell bedeutet Kri-
sen statt Zukunft. Deshalb brauchen wir einen 
grundlegenden Wandel – sowohl der Wirtschaft 
als auch der Gesellschaft. Es ist höchste Zeit, die 
Verursacherinnen und Verursacher der Umwelt-
zerstörung für die Schäden, die sie angerichtet 
haben, zur Kasse zu bitten. Nur so können wir 
die notwendigen Veränderungen herbeiführen.

Die besondere Verantwortung
der reichen Länder
Die Schweiz als reiches Land hat eine beson-
dere Verantwortung gegenüber dem Globalen 
Süden. Diese Länder, die den Reichtum der 
Schweiz wesentlich vermehrt haben und wei-
terhin vermehren, haben nur wenig zu den 
Umweltkrisen beigetragen, sind jedoch beson-
ders stark von deren negativen Auswirkungen 
betroffen. Länder wie die Schweiz haben die 

Fortsetzung von Seite 3 Verantwortung, zu handeln und diese Unge-
rechtigkeit zu bekämpfen.
Mit einem Ja zur Umweltverantwortungsinitiati-
ve gewinnen wir eine Zukunft, die das Wohl von 
Mensch und Umwelt priorisiert: Statt auf end-
loses Profitstreben setzen wir auf eine intakte 
Natur, gesunde Lebensmittel, Naherholungs-
räume und begrünte Städte. Eine ökologische 
Wirtschaft schafft mehr Zeit für Gemeinschaft 
und zukunftsfähige Arbeitsplätze.

SP Kanton Bern empfiehlt 2 x JA
Der Parteitag der SP des Kantons Bern vom 
12. November 2024 empfiehlt, die Umwelt-
verantwortungsinitiative anzunehmen.
Auf kantonaler Ebene setzt sich die SP Kan-
ton Bern für ein JA zur Solar-Initiative und 
ein NEIN zum Gegenvorschlag ein. Nur mit 
einer Annahme der Solar-Initiative könnten 
bei der Solarenergie endlich die nötigen 
Fortschritte gemacht werden.

13. AHV-Rente durch die Mehrwertsteuer finanzieren?

Rudolf Strahm auf Irrwegen – für einmal
SP-Altnationalrat Rudolf Strahm bezeichnet die Mehrwertsteuer zur Finanzierung der 13. AHV-Rente 
als sozial. Walter Langenegger ist damit gar nicht einverstanden und erläutert, warum eine derartige 
Finanzierung die breite Bevölkerung zwingen würde, fast die ganze Rechnung selbst zu bezahlen.

Dezember 2024. Rudolf Strahm bringt Teile 
seiner Partei ins Grübeln. Hatte die SP vor der 
Abstimmung über die 13. AHV-Rente stets 
betont, dass eine Zusatzfinanzierung über die 
Mehrwertsteuer (MWST) nicht in Frage kommt, 
so wirbt der SP-Wirtschaftsexperte für die Kons-
umsteuer und verleiht ihr das Prädikat «sozial».
Strahm versucht dies damit zu belegen, dass die 
einkommensschwächsten 20 Prozent der Haus-
halte nur auf einen Drittel ihrer Konsumausga-

ben Mehrwertsteuer zahlen, während es beim 
reichsten Fünftel zwei Drittel sind. Darum be-
laste – so sein Argument – der vom Bundesrat 
vorgeschlagene AHV-Zuschlag von 0,7 Prozent 
die untersten Einkommensschichten monatlich 
«nur» mit 7 Franken, die obersten 20 Prozent 
hingegen mit 28 Franken.
Doch was gut daherkommt, steht bei nähe-
rer Betrachtung auf wackligen Beinen. Denn 
Strahm kaschiert mit diesem abstrakten, nur 
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schwer auf die realen Lebensverhältnisse über-
tragbaren Beispiel die Tatsache, dass ein Auf-
schlag von 28 Franken für hohe Einkommen 
weniger als ein Trinkgeld ist.

Soziale Lohnprozente
Das zeigt sich vor allem, wenn man die gleiche 
Rechnung mit den AHV-Lohnprozenten macht: 
Bei deren Erhöhung um beispielsweise 0,4 Pro-
zent – also um 0,2 Prozent für die Arbeitneh-
menden – steigen die Kosten für einen Klein-
verdiener mit 4000 Franken Lohn etwa gleich 
stark, nämlich um 8 Franken, während jemand 
mit einem Monatslohn von 30 000 Franken 
60 Franken mehr bezahlt. Das ist das Sieben-
einhalbfache dessen, was der Tieflohnbezüger 
zahlt, und fast das Doppelte im Vergleich zur 
Mehrwertsteuer. Auch das spüren die hohen 
Einkommen kaum; aber die solidarische Umver-
teilung ist bedeutend effektiver.
Noch deutlicher zeigt sich die soziale Wirkung 
der AHV-Lohnprozente, wenn man die Beiträge 
der Arbeitgeber mit einrechnet: Dadurch ver-
doppeln sich die Erträge für die AHV nochmals. 
Mit dem um 8 Franken höheren AHV-Beitrag 
«erkauft» sich der Kleinverdiener also ein Viel-
faches an AHV-Mehreinnahmen – weit mehr, 
als er dies jemals mit den 7 Franken über die 
Mehrwertsteuer erreichen könnte.

Die Masse zahlt, nicht die Reichen
Darüber hinaus blendet Strahm aus, dass die 
hohen Einkommen mit lediglich einigen hun-
derttausend Haushalten nur einen kleinen Teil 
der Bevölkerung ausmachen. Auch wenn sie 
noch so viel konsumieren, so bleibt ihr Anteil 
am Mehrwertsteuer-Ertrag insgesamt begrenzt. 
Zahlen tun vor allem andere: die breite Masse 
der 3,5 Millionen Haushalte mit tiefen und mitt-
leren Einkommen. Sie sind es, die die Mehrwert-
steuer zur Hauptsache alimentieren. Anders 
gesagt: Wird die AHV über die Mehrwertsteuer 
finanziert, zahlen Kleinverdiener und Mittelklas-

se viel mehr in den Topf, als wenn die gleiche 
Summe über Lohnprozente beschafft würde.

MWST ist ein Nullsummen-Spiel
Fazit: Die Finanzierung der AHV über die Kons-
umsteuer bedeutet, auf eine echte solidarische 
Umverteilung von oben nach unten zu verzich-
ten. Es ist ein Nullsummenspiel, das hohen Ein-
kommen erlaubt, sich aus ihrer sozialpolitischen 
Verantwortung zu stehlen, und die breite Bevöl-
kerung zwingt, fast die ganze Rechnung selbst 
zu bezahlen.
Nicht überzeugend ist auch Strahms Argument, 
Kapitalertragsbezüger ohne Erwerbseinkom-
men könnten mit der Mehrwertsteuer zur AHV-
Finanzierung herangezogen werden. Erstens 
haben Personen, die keine Beiträge gezahlt 
haben, ohnehin keinen Anspruch auf AHV. Und 
zweitens dürfte ihre Zahl so gering sein, dass 
sie für die AHV-Finanzierung kaum relevant 
sind. Darum: So berechtigt Strahms Kritik an 
der geringen Besteuerung von Kapitalerträgen 
ist: Das ist ein Problem unseres Steuersystems, 
nicht der AHV.

Falsche Steuerpolitik
Dass die Mehrwertsteuer kaum als sozial gelten 
kann, belegt auch die Steuerpolitik der bürgerli-
chen Mehrheit: Seit 40 Jahren betreibt sie einen 
Umbau weg von den sozialen Einkommens-
steuern und Lohnprozenten hin zu unsozialen 
Kopfsteuern wie Krankenkassenprämien und 
Mehrwertsteuer. Das zeigt sich auch jetzt wie-
der bei der Budgetberatung: Wenn Steuererhö-
hung, dann nur bei der Mehrwertsteuer, so das 
bürgerliche Credo.
Die Folge dieser Politik ist, dass hohe Einkom-
men und Vermögende entlastet werden, wäh-
rend die Steuerlast für die breite Bevölkerung 
die gleiche bleibt. Eine über die Mehrwertsteuer 
finanzierte AHV verschärft diese Entwicklung. 
Genau deshalb sollten wir diesmal Rudolf 
Strahm kein Gehör schenken.
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Spendenaufruf
Das SP-aktiv benötigt Ihre aktive Hilfe!

Helfen Sie mit, die Meinungsvielfalt in Oberburg 
zu erhalten! Wir sind um jedes Spenden-Fränkli 
dankbar. Mit Vermerk «Spendenaufruf» auf das 
PC der SP Oberburg, IBAN CH98 8080 8002 
8695 6883 7, oder per E-Banking mit QR-Code.

Utzenstorferstr. 15
3425 Koppigen

Tel. 034 413 30 50

• Standard- + betriebswirtschaftliche Software
• Schulung, Beratung, Installation und Support

www.mueller-informatik.ch | info@mueller-informatik.ch

Ihr Partner für
Personalcomputer und Netzwerke
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